
TEIL A: PLANZEICHNUNG

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen 
Liegenschaftskarte. Durch Transformationsberechnungen wurde eine blattschnittfreie 
und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. Demzufolge kann die Genauigkeit der 
digitalen Liegenschaftskarte auch nur der Genauigkeit der zugrunde gelegenen, ana-
logen Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte 
Koordinaten entnommen, muss für jede weitere Verwendung beachtet werden, dass die 
Genauigkeit im besten Falle die der grafischen Koordinaten (Präsentationskoordinaten) 
entspricht. Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der digitalen Liegenschaftskarte 
abgeleitet werden, sind unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen.
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PLANZEICHENERLÄUTERUNG

GELTUNGSBEREICH DER SATZUNG
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

II ZAHL DER VOLLGESCHOSSE (HÖCHSTMASS)
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 ABS. 1 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

Wohnungen je 
Wohngebäude

Zahl der Vollge-
schosse ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (§ 9 BAUGB I.V.M. BAUNVO)

1. 	 ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 23 

BAUNVO

Siehe Plan.
Die überbaubare Grundstücksfläche ist im Bereich 
der Satzung durch die Festsetzung von Baugrenzen 
bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dürfen 
Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach ist das Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen definierten Standortes 
zu errichten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in 
geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
sind untergeordnete Nebenanlagen und 
Einrichtungen (§ 14 BauNVO) zulässig, die dem 
Nutzungszweck der in dem Baugebiet gelegenen 
Grundstücke oder des Baugebietes selbst dienen 
und die seiner Eigenart nicht widersprechen. Die 
Ausnahmen des § 14 Abs. 2 BauNVO gelten ent-
sprechend. Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, 
soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsflächen 
zulässig sind oder zugelassen werden können (z.B. 
Stellplätze, Garagen, Carports, Zufahrten, Wege). 

Nebenanlagen die der Versorgung des Gebietes 
mit Elektrizität und / oder der E-Mobilität die-
nen, sind innerhalb des Geltungsbereiches des 
Plangebietes auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig, auch soweit für sie 
keine besonderen Flächen festgesetzt sind.

2. 	 HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER 
WOHNUNGEN JE WOHNGEBÄUDE

	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB Siehe Plan.

Je Wohngebäude sind maximal 2 Wohnungen zulässig.

3.	 MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLE­
GE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN 
NATUR UND LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB Zur Vermeidung der Tötung von nistenden Vögeln 

und eventuell im Gehölzbestand übertagenden 
Fledermäusen sind die gesetzlichen Rodungsfristen 
nach § 39, Abs. 5 BNatSchG zwingend einzuhalten.
Bodenpflege: Flächen, die nicht als Stellplätze, Zu-
fahrten, Terrassen oder Wege benötigt werden, sind 
unversiegelt zu belassen und vegetativ anzulegen. 
Diese Flächen sind mit gebietseinheimischen Saat-
gutmischungen oder Gehölzen (Bäume und Sträu-
cher) zu bepflanzen.
Bei Gehölzen ist die regionale Herkunft „Westdeut-
sches Bergland und Oberrheingraben“ (Region 4) 
nach dem „Leitfaden zur Verwendung gebietseige-
ner Gehölze“ (BMU, Januar 2012) sicherzustellen. 
Bei Saatgutmischungen ist darauf zu achten, dass 
es sich um zertifiziertes Regio-Saatgut aus dem Ur-
sprungsgebiet „Oberrheingraben mit Saarpfälzer 
Bergland“ (UG 9) bzw. „Rheinisches Bergland“ 
(UG 7) handelt. Großflächig mit Steinen bedeckte 
Flächen, auf denen Pflanzen nicht oder nur in ge-
ringer Zahl vorkommen (Schottergärten), sind nicht 
zulässig. Wasserdichte oder nicht durchwurzelbare 
Materialien (z. B. Folien, Vlies) sind nur zur Anlage 
von dauerhaft mit Wasser gefüllten Flächen zuläs-
sig. Mineralische Splitabdeckungen ohne zusätzli-
ches Vlies und Folie, die sich z.B. trockenresistenten 
und insektenfreundlichen Beeten oder Gartenanla-
gen unterordnen, sind erlaubt.
Die Holzhütte ist vor dem Rückbau vor allem unter 
der Dachrandverblendung und unter den Welleter-
nitplatten auf Gebäudebrüter und übertagende Fle-
dermäuse zu prüfen, um die Verbotstatbestände n. § 
44 BNatSchG sicher auszuschließen.

4.	 ANPFLANZUNGEN VON BÄUMEN, 
STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BE­
PFLANZUNGEN

	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB

Siehe Plan

Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind 
als begrünte Gartenflächen anzulegen, sofern sie 
nicht für Zufahrten, Stellplätze, Wege oder wei-
tere Gestaltungselemente benötigt werden. Zu-
lässig sind alle Maßnahmen, die geeignet sind, 
eine ansprechende Durchgrünung und eine har-
monische und optisch ansprechende Einbindung 
in das umgebende Landschafts- und Siedlungsbild 
zu erreichen. Zur Eingrünung ist je 200 m2 nicht 
überbauter Grundstücksfläche mindestens 1 stand-
ortgerechter Laubbaumhochstamm/ Stammbusch 
zu pflanzen dauerhaft zu erhalten und bei Abgang 
nachzupflanzen. Bestehende Bäume können ange-
rechnet werden.

Pflanzliste: 

Für die Hochstämme können folgende Arten ver-
wendet werden: 
•	 Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus),
•	 Feldahorn (Acer campestre),
•	 Großlaubige Mehlbeere (Sorbus aria),
•	 Silberlinde (Tilia tomentosa),
•	 Spitzahorn (Acer platanoides),
•	 Winter-Linde / Amerikanische Stadtlinde (Tilia 

cordata),
•	 Vogelkirsche (Prunus avium)

•	 hochstämmige Obstbäume.

Geeignete Sorten von hochstämmigen Obstbäu-
men sind ausführlich in der Broschüre „Obstsorten 
für den Streuobstbau in Rheinland-Pfalz“ (2003) 
(http://rlp.nabu.de/imperia/md/images/rlp/umwelt/
streuobst.pdf), in der Liste mit empfehlenswerten 
Apfel- und Birnensorten des Verbandes der Gar-
tenbauvereine Saarland (www.gartenbauvereine.
de/saarland_rheinland-pfalz/index.php/streuobst-
sorten) und in der Broschüre „Apfelsorten im Saar-
land“ des für Umwelt zuständigen Ministeriums 
des Saarlandes beschrieben. Mindestqualität der 
Hochstämme: 3-mal verpflanzt, mind.14-16 cm 
Stammumfang (StU) gemessen in 1 m Höhe.

5.	 GRENZE DES RÄUMLICHEN GELTUNGS­
BEREICHES DER SATZUNG

   	 GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB Siehe Plan

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarländisches Wassergesetz)

•	 Die Entwässerung des Plangebiets erfolgt im modifizierten Trennsystem.

•	 Schmutzwasser wird in den Mischwasserkanal in der Talstraße eingeleitet.
•	 Zur Nutzung des anfallenden Regenwassers sind Zisternen auf dem Grundstück anzulegen. Hieran sind sämt-

liche Dachflächen der sich auf dem Grundstück befindlichen Gebäude anzuschließen. Der Überlauf kann 
gedrosselt in die Mischkanalisation in der Talstraße angeschlossen werden. 

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)
•	 Fassadengestaltung: Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus glänzenden/reflektierenden Materialien. 
•	 Dacheindeckungen: Dacheindeckungen in glänzenden reflektierenden Materialien sind unzulässig.
•	 Fassaden und Dachflächen der Wohngebäude können zwecks naturschutzfachlicher Aufwertung und Ver-

besserung des Mikroklimas begrünt werden. 
•	 Stellplätze: Je Wohneinheit sind 1,5 Stellplätze nachzuweisen. 

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

HINWEISE

•	 Im Geltungsbereich richtet sich die Vorhabenzulässigkeit nach den Maßstäben des § 34 BauGB, sofern diese 
Satzung keine die Maßstäbe ersetzenden Festsetzungen trifft. 

•	 Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von Kurzum-
triebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und 
andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den Stock 
zu setzen.

•	 Auf die Anzeigepflicht von Bodenfunden  und das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 1 und 2 SDSchG) wird hin-
gewiesen. Zudem wird auf § 28 SDSchG (Ordnungswidrigkeiten) hingewiesen.

•	 Sind im Planungsgebiet Altlasten oder altlastverdächtige Flächen bekannt, oder ergeben sich bei späteren 
Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländi-
sches Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpflichtung, das LUA in seiner Funktion als Untere Bodenschutz-
behörde. zu informieren.

•	 Seit dem 30.06.2022 erfolgen in Satzungsverfahren keine Bewertungen des Kampfmittelbeseitigungsdienstes 
mehr zur Gefahr von Bauvorhaben durch Vorhandensein von Kampfmitteln / Munitionsfunden. Dies ist im 
Zuge der weiteren Detailplanung eigenverantwortlich bei der Fachbehörde anzufragen oder eine Klärung 
durch eine zu beauftragende Fachfirma herbeizuführen.

•	 Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächenabflüsse aufgrund 
von

•	 Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächenabflüsse auf-
grund von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden 
Anliegern darf kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei 
der Oberflächenplanung vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur 
Abwehr von möglichen Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen 
Begrünung und Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken. Der Grad der 
Gefährdung durch Starkregenereignisse ist im Zuge der Bauausführung anhand weiterer Daten näher zu 
untersuchen. Gemäß § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren ver-
pflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung 
zu treffen.

•	 Die Einsicht in die verwendeten Normen und Richtlinien ist im Bauamt der Gemeinde Schiffweiler möglich.

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen der Satzung gelten u. a. folgende Gesetze und 
Verordnungen in den jeweils gültigen Fassungen:
•	 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
4. Januar 2023 (BGBl. I Nr. 6).

•	 Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I 
S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 4. Januar 2023 (BGBI. I Nr. 6).

•	 Verordnung über die Ausarbeitung der 
Bauleitpläne und die Darstellung des Planin-
halts (Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18. 
Dezember 1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBI. I S. 1802).

•	 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 
(BGBI. I S. 2240).

•	 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 04. Januar 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 5). 

•	 § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 
682), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 18. 
Januar 2023 (Amtsbl. I S. 204).

•	 Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 des 
Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. 
März 2022 (Amtsbl. I S. 648).

•	 Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - 
vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 
geändert durch Artikel 162 des Gesetzes vom 8. 
Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

•	 Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saarlän-
dischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 (Amtsbl. 
2018, S. 358), zuletzt geändert durch Artikel 260 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 
2629).

•	 Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 
Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert durch 
das Artikel 173 des Gesetzes vom 8. Dezember 
2021 (Amtsbl. I S. 2629).

•	 Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 2393).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

•	 Der Gemeinderat der Gemeinde Schiffweiler hat 
am __.__.____ die Einleitung des Verfahrens zur 
Aufstellung der Satzung „Wohnbebauung Ende 
Talstraße“ im Ortsteil Schiffweiler beschlossen (§ 2 
Abs. 1 BauGB).

•	 Der Beschluss, das Verfahren zur Aufstellung der 
Satzung einzuleiten, wurde am __.__.____ orts-
üblich bekanntgemacht (§ 2 Abs. 1 BauGB).

•	 Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel
tungsbereich der Satzung gelegenen Flurstücke 
hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeichnungen mit 
dem Liegenschaftskataster übereinstimmen.

•	 Die Satzung wird gem. § 13 BauGB im vereinfach-
ten Verfahren aufgestellt. Gem. § 13 Abs. 3 BauGB 
wird eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
nicht durchgeführt. Im Rahmen der Aufstellung der 
Satzung finden die Vorschriften über die Öffentlich-
keits- und Behördenbeteiligung nach § 13 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 und 3 sowie Satz 2 Anwendung. 

•	 Der Gemeinderat der Gemeinde Schiffweiler hat in 
seiner Sitzung am __.__.____ den Entwurf gebil-
ligt und die öffentliche Auslegung der Satzung 
„Wohnbebauung Ende Talstraße“ beschlossen 
(§ 13 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Der Entwurf der Satzung, bestehend aus der Plan-
zeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie 
der Begründung, hat in der Zeit vom __.__.____ 
bis einschließlich __.__.____ öffentlich ausgele-
gen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem Hin-
weis, dass Stellungnahmen während der Ausle-
gungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder-
schrift oder per Mail abgegeben werden können, 
dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnah-
men bei der Beschlussfassung über die Satzung un-
berücksichtigt bleiben können, am __.__.____
ortsüblich bekannt gemacht (§ 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange wurden mit Schreiben vom __.__.____ von 
der Beteiligung der Öffentlichkeit benachrichtigt (§ 
13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 BauGB). Ihnen wurde eine 
Frist bis zum __.__.____ zur Stellungnahme ein-
geräumt.

•	 Während der Beteiligung gingen seitens der Behör-
den und der sonstigen Träger öffentlicher Belange 
Anregungen und Stellungnahmen ein. Die Abwä-
gung der vorgebrachten Bedenken und Anregun-
gen erfolgte durch den Gemeinderat am 
__.__.____. Das Ergebnis wurde denjenigen, die 
Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht ha-
ben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB).

•	 Der Gemeinderat der Gemeinde Schiffweiler hat 
am __.__.____ die Satzung „Wohnbebauung En-
de Talstraße“ als Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 
BauGB). Die Satzung besteht aus der Planzeich-
nung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie der 
Begründung.

•	 Die Satzung „Wohnbebauung Ende Talstraße“ wird 
hiermit als Satzung ausgefertigt.

Schiffweiler, den __.__.____

Der Bürgermeister	

			 

•	 Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 BauGB, 
ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der Entschädi-
gungsansprüche gem. § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 
sowie Abs. 4 BauGB und auf die Rechtsfolgen des § 
12 Abs. 6 KSVG hingewiesen worden.

•	 Mit dieser Bekanntmachung tritt die Satzung 
„Wohnbebauung Ende Talstraße“, bestehend aus 
der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) 
sowie der Begründung, in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

Schiffweiler, den __.__.____

Der Bürgermeister 

VERFAHRENSVERMERKE
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